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Drucksache IV/3442 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Ravens 


Die vorstehend genannten Vorschläge der Kom- 
mission der EWG sind dem Deutschen Bundestag 
von der Bundesregierung gemäß Artikel 2 des Zu- 
stimmungsgesetzes zum EWG-Vertrag zugeleitet 
worden. Der Wirtschaftsausschuß hat sich in seiner 
130. Sitzung mit den Vorschlägen befaßt. 

Durch die vorgeschlagenen Richtlinien sollen die 
vom Rat der EWG beschlossenen Programme zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederla&sungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
weiter durchgeführt werden. Der Deutsche Bundes- 
tag hatte sich bereits früher mit Richtlinien-Vor- 
schlägen im Bereich des Niederlassungsrechts be- 
faßt. Der Rat hat sie zu einem großen Teil verab- 
schiedet und damit vor allem im Bereich der Indu- 
strie, des Handwerks und des Großhandels die Nie- 
derlassungsfreiheit und den freien Dienstleistungs- 
verkehr weitgehend verwirklicht. Diese Regelungen 
sollen nunmehr auf weitere Bereiche ausgedehnt 
werden. Dabei werden im wesentlichen die bereits 
bekannten Formulierungen verwendet, so daß sich 
im allgemeinen keine besonderen Probleme erge- 
ben. 

Die Richtlinien über die Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
Verkehrs sollen die Ausländerdiskriminierungen be- 
seitigen. Da im deutschen Recht kaum Sondervor- 
schriften für Ausländer in diesen Bereichen beste- 


hen, während in anderen Mitgliedstaaten z. Z. noch 
besondere Genehmigungen für Ausländer erforder- 
lich sind, liegt die Regelung im Interesse der deut- 
schen Wirtschaft. Die Richtlinien über die Über- 
gangsmaßnahmen sollen es jeweils ermöglichen, 
daß die Angehörigen von Mitgliedstaaten, in denen 
besondere Berufsregelungen nicht bestehen, die 
Möglichkeit erhalten, sich in den Mitgliedstaaten 
mit Berufsregelungen zu betätigen. Die Richtlinien- 
vorschläge differenzieren dabei je nach den in Be- 
tracht kommenden Vorschriften. Vor allem sind in 
der Richtlinie über das Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe mit Rücksicht auf die Handwerksordnung 
strengere Anforderungen vorgesehen als in den an- 
deren Richtlinien. 

Sonderprobleme ergeben sich bei den Richtlinien 
über den Einzelhandel für den Handel mit Waffen 
und Sprengstoffen. In diesem Fall dürfte es für die 
Zulassung zur Tätigkeit nicht genügen, wenn sich 
ein Gewerbetreibender in einem anderen Mitglied- 
staat längere Zeit selbständig betätigt hat, weil es 
für die Tätigkeit vor allem auf die Kenntnisse der 
deutschen Rechtsvorschriften ankommt. Es sollte da- 
her vorgesehen werden, daß diese Kenntnis vor der 
Berufsaufnahme besonders nachgewiesen werden 
muß. 

Im übrigen hat der Ausschuß gegen die Vorlagen 
keine Bedenken und schlägt Kenntnisnahme vor. 


Bonn, den 12. Mai 1965 


Ravens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Vorschläge der Kommission — Drucksachen 
IV/3317, lV/3318, IV/3289, IV/3337, IV/3336 — 
zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

im weiteren Verfahren sicherzustellen, daß vor 
der Aufnahme einer Tätigkeit im Einzelhandel 
mit Waffen und Sprengstoff der Nachweis der 
Kenntnisse des deutschen Waffen- und Spreng- 
stoffrechts erbracht werden muß. 


Bonn, den 12. Mai 1965 


Der Wirtschaftsausschuß 
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Dr. Aschoff 

Vorsitzender 


Ravens 

Berichterstatter 



